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Politische Optionen der Stadtpolitik
Walter Siebel (Oldenburg)
I. Problemsituation
Die Disparität von Stadt und Land wird überlagert von der Dis¬
parität zwischen Agglomerationen. Diese neue Form räumlicher
Ungleichheit läßt sich mit Theorien der Entwicklung kapitalis¬
tisch organisierter Industriegesellschaften schlüssig verknüpfen
(Produkt-Lebenszyklus, lange Wellen). Es handelt sich daher um
keine vorübergehende Erscheinung. Das seit der Industriali¬
sierung dominierende Muster der Stadtentwicklung als Expansion
von Bevölkerung, Arbeitsmarkt und genutzter Fläche zerbricht
in zwei Typen: Stadtentwicklung als Wachstumsprozeß und Stadt¬
entwicklung als Prozeß des Schrumpfens. Arbeitslosigkeit und
Abwanderung, früher charakteristisch für die ländlichen Ent¬
leerungsgebiete, werden zu Problemen der Kernstädte.
II. Stadtpolitik
Trotz dieser Tendenzen zu einer Polarisierung in zwei .Typen
städtischer Entwicklung läßt sich die Politik der meisten gros¬
sen Städte mit den selben Schlagworten charakterisieren: För¬
derung von Forschung, Entwicklung und Management; Ausbau des
Messe-, Kongreß- und Beherbergungswesen; bessere Einbindung in
das nationale und internationale Verkehrssystem; Verbesserung
des Wohn- und Freizeitangebots für gehobene Ansprüche; Kultur¬
politik sowohl als Investition in eine Wachstumsbranche wie als
Standortfaktor. Die Großstädte betreiben also die klassische
Politik der Wachstumsförderung, nur tun sie dies mit entsprechend
den geänderten Bedingungen verschobenen Akzentsetzungen. Es
handelt sich um den alten interkommunalen Wettbewerb.
In den Städten des Wachstumstyps ist diese Politik im doppelten
Sinne realistisch: einmal entspricht sie den Markttrends. Sie
kann Erfolge aufweisen, weil sie das noch fördert, was so oder
so schon geschieht. Zum anderen sind mögliche Konflikte nach
dem alten Muster einer Simultanpolitik zu bewältigen. In den
prosperierenden Städten ist die Hoffnung zumindest nicht offen-
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sichtlich unrealistisch, daß mittelfristig alle am Wachstum
partizipieren, und wo dies nicht der Fall sein sollte, werde
der Staat aufgrund des ökonomischen Wachstums über genügend
Geld verfügen, um negative Verteilungseffekte, soziale und
ökologische Folgekosten zu kompensieren.
In den Städten, deren Entwicklung von Schrumpfungsprozessen
dominiert ist, erscheint diese Politik jedoch als unrealistisch
und als mit schweren negativen Folgen behaftet. Kommunale Poli¬
tik hat noch nie die grundlegenden ökonomischen und sozialen
Trends umkehren können. Daher ist in schrumpfenden Städten eine
kommunale Wachstumsförderung aller Wahrscheinlichkeit nach zum
Scheitern verurteilt. Drei Argumente: Die Standortwürfel im Be¬
reich der modernen Technologien zugunsten süddeutscher Groß¬
städte sind längst gefallen; innerbetriebliche Arbeitsteilung
und Prozesse der Konzentration führen zur Zentralisation hoch¬
qualifizierter Arbeitskräfte am Sitz vorwiegend in Süddeutsch¬
land beheimateter Großunternehmen; die finanziellen Spielräume
der schrumpfenden Städte verengen sich in dem Maße, in dem ihre
Probleme wachsen (Einnahmenverluste, wachsende Ausgabenbelastung
durch Sozialhilfe, geringe Sparmöglichkeiten wegen Unteilbar¬
keiten und Tarifrecht).
Unter diesen Bedingungen haben die Versuche, Schrumpfungspro¬
zesse in Wachstum umzukehren, außerordentlich unsichere Erfolgs¬
aussichten, dafür aber umso sicherer sozial wie räumlich ge¬
sehen negative Verteilungseffekte. Bei sich verengenden finan¬
ziellen Spielräumen kann die beschriebene Wachstumspolitik nur
zu Lasten der unattraktiven Stadtgebiete und der als Konsumen¬
ten und Arbeitskräfte uninteressanten Gruppen finanziert werden.
Verschärfte Marginalisierung und Segregation, ein Nebeneinander
verfallender und 1uxurierender Gebiete wären die Folgen.
III. Alternativen
Passive Sanierung ist kein Ausweg. Da sie mit selektiver Abwan¬
derung und Erosion von Infrastruktur und Bausubstanz einhergin¬
ge, würde dadurch die Basis für künftige wirtschaftliche Ent¬
wicklungen geschmälert, ohne daß die Kommune von ihren sozialen
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Problemen entlastet würde. Notwendig ist eine bewußte Steuerung
des Schrumpfens. Das bedeutet:
1. Stadtpolitik muß ihre Qualität ändern von einer ingenieur¬
technisch dominierten zu einer primär sozialen Planung. Statt
Investitionen an die richtigen Standorte zu lenken, geht es da¬
rum, Desinvestitionen zu vermeiden bzw. auf bestimmte Standorte
zu beschränken. Statt Flächen und Räume bereitzustellen, geht
es darum, Nutzungen zu finden, Aktivitäten anzuregen, soziale
Gruppen zu bestimmten Verhaltensweisen zu befähigen. Stadtpla¬
nung wird zur sozialen Entwicklungsplanung, deren Aktionsfelder
und Adressaten nun unmittelbar Handlungen und Gruppen sind,
nicht mehr primär Bauten und technische Strukturen. Für eine
solche soziale Entwicklungsplanung fehlen die Instrumente, Qua¬
lifikationen und Organisationsformen.
2. Die Stadtpolitik wird politisch konfliktreicher; verteilt
werden nicht mehr Gewinne, sondern Verluste. Unter Bedingungen
des Schrumpfens beinhaltet eine erfolgreiche Sanierung oft De¬
stabil i sierung anderer Standorte.
3. Stadtpolitik wird neben den formellen auch informelle Wirt¬
schaftstätigkeiten fördern müssen. Stadt- und Wohnungspolitik
haben den privaten Haushalt fast ausschließlich als Einheit der
Konsumtion behandelt. Dadurch wurden seine produktiven Leistun¬
gen eingeschränkt. Um den privaten Haushalt als Einheit der Pro¬
duktion zu stärken, muß seine Verfügung über Produktionsmittel
gestärkt werden. Für die Stadtpolitik bedeutet dies, eine materi¬
elle und personelle Infrastruktur in den Wohngebieten zu schaf¬
fen, die produktive Arbeit stützt. Die Haushalte müssen aber
auch sich des Nutzens ihrer Arbeit sicher sein können. Das be¬
deutet erweiterte Verfügungsrechte von Mietern über ihre Wohn¬
bedingungen. Ähnlich lassen sich notwendige Änderungen im Be¬
reich der Sozialpolitik und der Arbeitszeitpolitik benennen.
Eine wirksame Förderung der produktiven Tätigkeiten privater
Haushalte setzt eine Fülle von teilweise nur national zu schaf¬
fenden Bedingungen voraus. In dieser überaus großen Komplexität
dualwirtschaftlicher Strategien liegt ein Problem einer solchen
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Politik. Ein zweites liegt darin, daß Selbsthilfe materielle,
soziale und moralische Selbsthilfefähigkeiten voraussetzt, über
die gerade jene Haushalte am wenigsten verfügen, die ihrer am
meisten bedürfen. Dualwirtschaftliche Strategien können also
durchaus negative Verteilungseffekte haben. Drittens läuft
jeder Versuch, soziale Netze unter primär ökonomischen Ge¬
sichtspunkten instrumentel1 zu nutzen, Gefahr, das Sozialkapi¬
tal solcher Netze gerade zu zerstören.
Die Erfolge einer Politik des gesteuerten Schrumpfens sind also
keineswegs garantiert. Sie hat wenig mehr für sich als das Ar¬
gument, realitätsgerechter und deshalb mit weniger ne¬
gativen Verteilungseffekten und Folgekosten behaftet zu sein.
Solcher Realismus ist noch lange kein Garant für politische
Durchsetzbarkeit. Und weder ist gegenwärtig ein politischer
Träger für eine solche Politik in Sicht, noch das Leitbild ei¬
ner schrumpfenden Stadt, das einen solchen Träger mobilisieren
könnte. So erscheint die Steuerung des Schrumpfens zwar als re¬
alitätsgerechte aber politisch gesehen wenig realistische Stra
tegie des überwinterns. Und solange sie nur diese Logik des
kleineren Übels für sich hat, wird sie das auch bleiben. Anders
gesagt: Es wird eine auch politisch entscheidende Frage sein,
ob sich ein anderer Begriff von Stadtkultur entwickelt, in des¬
sen Bezugssystem Schrumpfen nicht nur als defizitäre Entwick¬
lung, sondern als Potential für eine bessere Qualität städtisch
Lebens erscheint.
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